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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
über gemeinsame Regein für die Normalisierung der Konten 
der Eisenbahnunternehmen 
— Drucksache 7/59 — 


A. Problem 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 über den finanziellen Aus- 
gleich von Lasten, die der Staat den Eisenbahnunternehmen 
auferlegt, ist bisher nur für die Deutsche Bundesbahn anwend- 
bar, nicht für die nichtbundeseigenen Eisenbahnen. 


B. Lösung 

Ab 1. Januar 1975 sollen auch die nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen in die Regelung einbezogen werden. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. Die finanziellen Be- 
lastungen für die Länder wurden bisher nicht ermittelt. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/630 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Seibert 


Der Verordnungsentwurf wurde mit Schreiben 
des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
1. Februar 1973 dem Ausschuß für Verkehr feder- 
führend und dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 23. Mai 1973 behan- 
delt. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates 
vom 26. Juni 1969 findet in ihrer jetzigen Fassung 
nur für die Deutsche Bundesbahn Anwendung. 
Künftig sollen nach dem Vorschlag der Kommission 
auch die nichtbundeseigenen Eisenbahnen Rechte 
aus dieser Verordnung geltend machen können. Dies 
bedeutet praktisch, daß diese Verkehrsunternehmen 
in Zukunft ebenso wie die Deutsche Bundesbahn 
Ausgleichszahlungen unter anderem für folgende 
Tatbestände erhalten: Ausgleich für Belastungen 
durch Zahlung von Kindergeld an Arbeitnehmer, 
Ausgleich für besondere Fürsorge- und Versorgungs- 
lasten für Arbeitnehmer, Ausgleich für besondere 
finanzielle Lasten im Zusammenhang mit dem Bau 


Bonn, den 23. Mai 1973 


und der Unterhaltung von Eisenbahnkreuzungen. 
Nicht unter die Ausgleidispflicht fallen die im Zu- 
sammenhang mit der Betriebs-, Beförderungs- und 
Tarifpflicht stehenden finanziellen Lasten, weil diese 
in einer anderen EWG-Verordnung (Nr. 1191/69) ge- 
regelt sind. 

Der Verkehrsausschuß bejaht einmütig das An- 
liegen der Kommission, den Schienenverkehr im ge- 
samten Bereich gleich zu behandeln. Aus der im 
Grundgesetz vorgesehenen Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern ergibt sich jedoch, daß 
als Zahlungspflichtiger für die nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen nicht der Bund, sondern ausschließlich 
die Länder in Betracht kommen. In Übereinstimmung 
mit dem Haushaltsausschuß hält der Verkehrsaus- 
schuß es daher für erforderlich sicherzustellen, daß 
die Länder die Folgekosten aus einer Ausweitung 
der Verordnung 1192/69 auch tatsächlich überneh- 
men. Dies wird in der vorgeschlagenen Entschlie- 
ßung zum Ausdruck gebracht. 


Seibert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Verordnungsvorschlag in Drucksache 7/59 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, diesem Vorschlag nur dann zuzustimmen, 
wenn sich zuvor die Länder bereit erklärt haben, die Folgekosten zu über- 
nehmen, die sich aus der Ergänzung der EWG-Verordnung Nr. 1192/69 er- 
geben. 


Bonn, den 23. Mai 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Seibert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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